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OVG-Grundsatzurteil gegen illegale
Ferienwohnungen bald rechtskräftig

Die Bezirksbürgermeisterin von Mitte, Stefanie Remlinger,
informiert, dass das Bezirksamt Mitte zuversichtlich ist,
dass das Grundsatzurteil des Oberverwaltungsgerichts

Berlin-Brandenburg (OVG) in Kürze rechtskräftig wird. In
dem Urteil hat das OVG entschieden, dass eine Revision

nicht zuzulassen ist. Sollte dennoch eine
Nichtzulassungsbeschwerde eingereicht werden, dürfte

diese innerhalb weniger Wochen vom
Bundesverwaltungsgericht zurückgewiesen werden, da das

Zweckentfremdungsrecht Landesrecht ist und eine
Revision nur darauf gestützt werden könnte, dass das OVG-

Urteil Bundesrecht verletzt. Das Urteil hat grundsätzliche
Bedeutung und das Bezirksamt Mitte wird demnächst

damit beginnen, die bislang ruhend gestellten
Amtsermittlungsverfahren gegen illegale Ferienwohnungen

wiederaufzunehmen. Es wird davon ausgegangen, dass
gegen diese Entscheidungen &amp;hellip;

Die Bezirksbürgermeisterin von Mitte, Stefanie Remlinger,
informiert, dass das Bezirksamt Mitte zuversichtlich ist, dass das
Grundsatzurteil des Oberverwaltungsgerichts Berlin-
Brandenburg (OVG) in Kürze rechtskräftig wird. In dem Urteil hat
das OVG entschieden, dass eine Revision nicht zuzulassen ist.
Sollte dennoch eine Nichtzulassungsbeschwerde eingereicht
werden, dürfte diese innerhalb weniger Wochen vom
Bundesverwaltungsgericht zurückgewiesen werden, da das
Zweckentfremdungsrecht Landesrecht ist und eine Revision nur
darauf gestützt werden könnte, dass das OVG-Urteil
Bundesrecht verletzt. 

Das Urteil hat grundsätzliche Bedeutung und das Bezirksamt



Mitte wird demnächst damit beginnen, die bislang ruhend
gestellten Amtsermittlungsverfahren gegen illegale
Ferienwohnungen wiederaufzunehmen. Es wird davon
ausgegangen, dass gegen diese Entscheidungen Rechtsmittel
eingelegt werden können, was zu weiteren Verzögerungen
führen könnte. Bezirksbürgermeisterin Stefanie Remlinger
betont die Bedeutung der Verfahren, um illegalen
Ferienwohnungen entgegenzuwirken und bezahlbaren
Wohnraum zu schaffen.

In Anbetracht dieser Entwicklungen und des anhaltenden
Bedarfs an Wohnraum in Berlin-Mitte, könnte die
Wiederaufnahme der Verfahren gegen illegale Ferienwohnungen
einen direkten Einfluss auf die Wohnungsmarktsituation in der
Region haben. Das Bezirksamt Mitte wird wohl verstärkte
Anstrengungen unternehmen, um Wohnraum für reguläre Mieter
verfügbar zu machen. Es ist anzunehmen, dass in den
kommenden Wochen und Monaten eine verstärkte Überwachung
und Verfolgung illegaler Ferienwohnungen in Mitte stattfinden
wird.

Historisch gesehen gibt es in Berlin seit langem Probleme mit
illegalen Ferienwohnungen und Zweckentfremdung von
Wohnraum. Die Maßnahmen des Bezirksamtes Mitte könnten
daher als Teil einer langfristigen Strategie zur Bewältigung
dieser Herausforderungen angesehen werden.

Es bleibt abzuwarten, wie sich die Situation weiterentwickeln
wird und ob die Maßnahmen des Bezirksamtes Mitte tatsächlich
dazu beitragen, mehr bezahlbaren Wohnraum in Berlin-Mitte zur
Verfügung zu stellen.

| Thema | Auswirkungen |
| —————— | —————— |
| Illegaler Wohnraum | Verzögerungen bei rechtlichen Verfahren;
potenziell mehr regulärer Wohnraum für Mieter |
| Zweckentfremdung | Langfristige Strategie zur Bewältigung
von Wohnraumproblemen in Berlin |
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